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§ 99a          Vereinfachtes Verfahren 
 
Die Grundeigentümer können sich im Rahmen einer privatrechtlichen Vereinbarung, die öf-
fentlich zu beurkunden ist, gütlich über eine Landumlegung einigen. In diesen Fällen gilt ab-
weichend von den Bestimmungen in den §§ 90 ff., dass 
a. auf eine Vorprüfung verzichtet werden kann, 
b. bei schriftlicher Zustimmung aller Betroffenen auf die öffentliche Bekanntmachung des 

Entscheids zur Einleitung des Landumlegungsverfahrens verzichtet werden kann, 
c. bei schriftlicher Zustimmung aller Betroffenen auf die öffentliche Bekanntmachung und 

die öffentliche Auflage des Landumlegungsplanes verzichtet werden kann, 
d. der Landumlegungsentscheid keiner Genehmigung des Regierungsrates bedarf,  
e. der Entscheid der Gemeinde für das Inkrafttreten der neuen Rechtsverhältnisse massge-

bend ist. 
 
Erläuterungen Im vereinfachten Verfahren können sich die Grundeigentümerinnen und -ei-

gentümer im Rahmen einer privatrechtlichen Vereinbarung, die öffentlich zu 
beurkunden ist, gütlich über eine Landumlegung einigen. In den Unterabsät-
zen a-d sind diejenigen Verfahrensschritte aufgeführt, auf die unter bestimm-
ten Voraussetzungen verzichtet werden kann, wobei der Verzicht auf die öf-
fentliche Bekanntmachung der Einleitung der Landumlegung und der Ver-
zicht auf die öffentliche Auflage des Landumlegungsplanes die schriftliche 
Zustimmung aller Betroffenen (nicht nur der beteiligten Grundeigentümerin-
nen und -eigentümer) voraussetzt. Eine gewichtige Erleichterung besteht da-
rin, dass bei einer einvernehmlichen Landumlegung nicht nur auf die öffentli-
che Auflage, sondern auch auf die Vorprüfung des BUWD und die Genehmi-
gung durch den Regierungsrat verzichtet werden kann. Weil keine solche Ge-
nehmigung erfolgt, ist gemäss Unterabsatz e der Entscheid der Gemeinde für 
das Inkrafttreten der neuen Rechtsverhältnisse massgebend. Die öffentliche 
Beurkundung der Vereinbarung ist gerechtfertigt, weil die Beratung durch ei-
nen Notar oder eine Notarin die Gewähr bietet, dass die verschiedenen mit 
den Grundstücken zusammenhängenden Rechte (Dienstbarkeiten, Grund-
pfandrechte) korrekt bereinigt werden (B 62 vom 25. Januar 2013, S. 41, in: 
KR 2013, S. 556 f.). 
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